
zurückzudrängen Er hat Annahme sowjetischer geblieben Sıe haben zwischen Kirche und Kolonialmacht
unterscheiden gelernt Die während des Krieges A mHılfe die kommunistische Parteı verboten und lehnt jede

Zusammenarbeit MTL den VO  3 Chıina beherrschten kom- knüpften menschlichen Kontakte bestehen fort un: bilden
munistischen Ländern aAb heute e1in wichtiges Verbindungselement zwischen reli-

Psychologische Faktoren der Annäherung 105SCII) Gruppen
Algerien gyehört ohne Z weitel NCN arabıschen an

Zur psychologischen Seıite des Problems INUuSsSenN {olgende dern, denen die Emanzıpatıon des Islams meılstiten

Umstände eachtet werden fortgeschrıtten 1ST er Islam 1ST weıthin „säkularıisiert
Bıs die eıt des Algerienkrieges bestanden kaum Auch dadurch sind die konfessionellen Fronten auf-

ENSCIC Beziehungen zwiıschen Christen und Mohammeda- geweıcht Man dart aber die Gefahr nıcht unterschätzen,
die ein relig1öser Substanzverlust gerade dernern Die Zugehörigkeıit ZUuUr Kiırche WTr mehr oder W ©111-

SCI MItTt der Zugehörigkeit 72006 Kolonialmacht iıdentisch Entwicklungsphase für das Land edeuten kann
auch W en diese selbst der Kırche nıcht freundlich OL Di1e Kırche versucht sıch den Gegebenheiten NZU-

ddsCH S1e hat iıhre Seelsorge weitgehend umgestellt Di1enen und den Arabern gegenüber relig1ösen Belangen
zußerst tolerant War Die französıschen Geistlichen sahen Algerien verbliebenen Priester haben sıch vielfach
ıhre xusschließliche Aufgabe der Betreuung der Tran- kleinen Gruppen zusammengeschlossen un geben

Dıie Weißen Vater, die sich als CINZI5C der arabi- algerischen Alltag, den Schulen, soz1ialen Betreuungs-
schen Bevölkerung annahmen un un ıhnen iNe SCHCNS- C persönlıches Zeugnis christlicher rasenz Erz-
reiche Carıtatıve Tätıgkeit entfalteten, blieben ihrer bıschof Duval 1ST nıcht mude geworden, dıe Katholiken
Arbeıiıt isoliert. Das Verhalten der Mohammedaner Ul ZUuUr aktiven Mitarbeit Autbau des Staatswesens
über der Kırche WAafr, W CILH ıcht ablehnend wen1gstens aufzuruten (vgl S12 Documentatıon Catholique
iındiferent 63) In SECiIiNET Rundfunkansprache Z Jahres-

Wiährend des Algerienkrieges begannen sıch den wechsel] 962/63 erklärte Das Gemeinwohl
LandesKatholiken Algerien und Frankreich deurtlich W el 1ST eC1Mn göttlicher Wert weıl DDienste der

Gruppen bilden, die A hielt der Idee der Algerie Personen steht Für das Gemeinwohl se1iNe€Es$5 CISCHCIL 1 Aa
francaıse fest sah die Unterwerfung des Landes als g... des arbeiten 1ST HA der Söchsten Formen brüderlicher
recht oder sah d SOWEIL sıch A reise handelte, Liebe Das Gemeinwohl Algeriens verlangt keine Besser-
die MI1t der OAS sympathisierten Kampf Frank- W.  ‚9 sondern die Mitarbeit jeden. Die Entwick-
reichs die Rebellen Kampf das V.OFr=- lungsbemühungen Algeriens bedürfen auch der Hılfe
dringen des Marxısmus. Dıie z w eite Gruppe Na WARS sıch bessergestellter Länder; wirksamen und selbstlosen

der Führung VO  - Erzbischof‘ Duval und INIT Billi- Hılte, die die Autonomıie Algeriens als Entscheidungs-
Bung der Konferenz der tranzösischen Kardıinäle un: Krz- CIHCNCI Sache respektiert. Diese Hılfe oll nıcht
ischöte nıcht 1Ur tür 116 auch tür die Algerier annehm- als CHi Almosen angesehen werden S51e 1ST aut iNternatf1ı0-

bare Lösung des Konflikts C1N, sondern nahm manchmal naler Ebene Ausdruck der brüderlichen Liebe, die tür die
Eınsatz des CISCHNENMN Lebens Araber gegenüber der Völker WIC tür die einzelnen unabdingbares (jesetz 1ST

denn S1C wird (sott yeschuldet un! 1ST Ausdruck der Soli-Besatzungsmacht oder gegenüber der tranzösıschen Polize1
1111 Mutterlande 111 Schutz Noch heute befinden siıch Ka- darıtät 7zwiıschen allen Völkern Frankreich Algerien
tholiıken „Unterstützung“ VOIN FLN-Mitgliedern gegenüber besondere yeschichtliche Verantwortung

Das Frankreich Jede materielle oder kulturelle1112 französischen Gefängnissen. Dieser Eınsatz VOIl Katho-
liıken 1STE be1 den Mohammedanern nıcht ohne Wırkung Hıiılte sCec1 deshalb C111 Dienst Al Frieden

Fragen des politischen, sozialen und wirtschaftlichen Lebens

DIie demokratische Gesellschaft sellschaft den die moderne Industriegesellschaft
kennzeichnenden Demokratisierungsprozels Als Teıl-

Die Sozıale oche der Katholiken Frankreichs aspekt der Vergesellschaftung un: zugleich als Ausgleichs-
un: Verbindungsglied 7zwıischen „Gesellschaftswerdung

Die diesjährige Soz1iale Woche Frankreichs, die VO bis (socialisatıon) und „Personwerdung (personalisation)
Juli 1963 Caen (Calvados) stattfand hatte das darstellte ber diesen generellen Bezue? hınaus Wr auch

Thema Aa SOC1leTife democratıque Die demokratische der Behandlung der Detailiragen eutlich die Anleh-
Gesellschaft“ Z Gegenstand Mıt diesem Thema SELIzZieEe Nung diese beiden trüheren Soz1ialen Wochen, insbeson-
die Soz1ıiale Woche VO  w Ca2en die Thematık der Sozialen dere JENC VO  3 Grenoble, erkennbar So fand sich auch
Woche VO  3 Rennes (1954) über „Die Krise der öftent- der eigentliche „Schlüsselbegriff“ der aktıven Teilnahme
lichen Gewalt und der staatsbürgerlichen Gesinnung (vgl (partıcıpatıon) bereits den Arbeiten der Sozialen Woche

VO  3 Grenoble vorgebildet Themen WIC diıe Bedeutung derHerder-Korrespondenz Jhg 84 f} A und der Sozialen
Woche VO  j Grenoble über „Vergesellschaftung und zwischengesellschaftlichen Gebilde (Corps intermediaires),
menschlıche DPerson“ (vgl Herder Korrespondenz Jhg > deren Verhältnis Z 0 einzelnen und ZULF staatlichen (5@-

walt die Grenzen und Funktion der öffentlichen Auto-85 f} tort S1e erweıterte jedoch die Thematık der e-

ren, ındem S1C die dort wesentlich auf den staatlıchen Be- und schließlich das „brennende Problem sachgerech-
reich beschränkte Problematik auf das Gesellschaftliche ter staatsbürgerlicher Erziehung, die schon aut den beiden

ZENANNTEN Soz1ialen Wochen An Zzentrale Rolle gespieltschlechthin übertrug S1e schränkte aber zugleich die The-
matık der letzteren C1IN, indem S1C die demokratische Ge- hatten, kennzeichneten auch weitgehend die Arbeiten der
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vertraut zeıgte, bedauert, entsprach aber der TraditionSozialen Woche VO  3 Caen. Sıe erfuhren 1er freilich eine
andere Akzentuierung un: zugleich ıne ın mancherle1 der Sozialen Wochen, die sıch einen gerechten Aus-
Hınsıcht modifizierte Bewertung. Eın Beweıs für die gleich zwischen prinzipiellen un: pragmatischen Themen
Lebenskraft und die Kontinuutät einer Einrichtung, die bemühen.
beinahe alt 1St wıe dıe moderne katholische Soziallehre ıne materiale Umschreibung der demokratischen
selbst un: die sıch anschickt, im nächsten Jahr ıhr 60jähri- Gesellschaft gab das VO Kardinalstaatssekretär unter-

SE Bestehen teijern. zeichnete päpstliche Schreiben, das traditionsgemäls Be-
In eınem Interv1ew MIt der katholischen Tageszeitung CIa zinn der Woche verlesen wurde. In dem Schreiben heißt
Croix“ (30 63) hatte der Präsident der Sozialen es:; „Diese die demokratische Gesellschaft ] iıne (3@e=
Wochen, Alaın Barrere, das Thema der diesjährigen Woche sellschaft treier Personen VOTraus, die einander gleich sind

Würde und sıch im (GGenusse gleicher Rechte befinden,als besonders „aktuell“ un: als „delıkat, weıl aktuell
ISt bezeichnet. Wıe diese „Aktualıtät“ verstehen Wal, wissend u  3 iıhre persönlıche Würde, hre Pflichten un:
darüber yaben das Einführungsreferat VO  - arrere un Rechte in Achtung der Freiheit des anderen. Eın jeder
die Entschließungen der Soz1ialen Woche VO  3 Caen Aut- unterstutzt, iındem seıne besten Kräftte 1in den Dienst
schlufßß. Nach arrere habe sıch die diesjährige Soziale des Gemeinwohls tellt, durch solidarischen Eınsatz jene

seiner Brüder, die durch Natur un Umstände wenıgerWoche nıcht „1N EeKrSUtCH Linıe Z Aufgabe gemacht, „dıe
polıtische Technik der Demokratie 1n ıhren verschiedenen begünstigt sind. Die JIräager der Gewalt weıichen nıcht der

Willkür oder der Parteilichkeit un: suchen nıcht ihr Wohl,;Modalıi:täten“ studieren, W as S1e jedoch nıcht hindere,
neben notwendigen Sachanalysen Orijentierungen für die sondern das Wohl des Landes. S1e akzeptieren auf Grund
Lösung rennender polıtıscher Probleme bieten. In den dieser Zielsetzung die notwendigen Kontrollen VO seıten

der nationalen Volksvertretung, die ıhnen durch die freıEntschließungen der Woche heißt CS, S1e habe mıt der
Wahl dieses Themas nıcht die Absıcht gehabt, n tech- beschlossene un rechtmäiig promulgierte Verfassung auf-
nısche Fragen der Politik einzugreıfen, die nıcht 1n ıhre erlegt werden. Ihre unparteilıche un: kraftvolle Autor1-

tat kennt keine Priäferenzen außer für den Schwächsten.“Zuständigkeit gehören“, noch sıch 1n die Parteipolitik e1N-
zumischen. Sıe wolle sıch vielmehr bemühen, VO chrıist- i1ine solche Demokratie werde durch das Evangelıum

nıcht 1LUr ermutigt, sondern finde darın iıne Stütze. Ver-lichen Denken her eın wen1g Licht in jene Probleme
bringen, „für die sıch die Menschen VO  e} heute un: die wirklicht könne iıne solche Gesellschaft aber ıcht werden
Christen besonders interessieren sollten, die gegenwärti- durch die „unmögliche Gleichschaltung“ der „MNUr QUanN-

1tatıv bemessenen Rollen des einzelnen“, sondern durchSCmHh Mängel einer wissenschaftlichen Prüfung nNtier-

ziehen, die Grundsätze 1n Erinnerung rufen, ohne die die Achtung des gemeınsamen göttlıchen Ursprungs und
keine Demokratie ex1istieren kann, und Orıentierungen der gemeınsamen Würde aller Das verlange einen kon-
bieten, die ‚weıt‘ sind, nıcht als Stellungnahme kreten un: dauerhaften Dialog zwischen allen gesellschaft-
einer Parteı erscheinen, aber auch präzıs CHNU$, lichen Schichten und Gruppen Das päpstliche Schreiben

deutet den Geılst des Dialogs geradezu als Kriteriumnıcht bloß als siımple moralische Aufrute verstanden
werden“. echter Demokratie. Es nın VOT allem vier Bereiche, in

denen dieser Dialog vorrangıg verwirklicht werdenNımmt InNnan diese Formulierung ZAT Kriterium für den
Verlauf der Woche von Caen und tür die ın den 1 Vor- mu{ Von diesen wırd die Notwendigkeit sachlicher un:
lesungen und Arbeitskreisen behandelten Einzelthemen, ausreichender Intormation des Staatsbürgers erster

Stelle erwähnt. „Eıne wirkliche Demokratie erfordertwird mMan m1t einıgen Einschränkungen SCn können,
daß S1e der Schwierigkeiten, die das Thema spezıell iıne angemMESSCHNEC Unterrichtung des Staatsbürgers, aber

auch i1ne ‚kritische Anstrengung‘ in der Beurteilung derfür das Frankreich der Vierten un: der Fünften Republik
bot, und seiner Breıte, die Abschweifungen 1n die Informatıionen, die dieser erhält. Es bedarf deshalb einer
heterogensten Bereiche geradezu verlockte, iıhrem eigenen {reien, loyalen und umn Objektivität bemühten Presse, CS

braucht Nachrichtenmittel, die nıcht 1im ausschließlichenAnspruch gerecht geworden 1St Da angesichts der
SCH Formulierung des Generalthemas eın Streng Og1- Dienst einer bestimmten Politik stehen, aber auch Staats-
scher Autbau der Einzelthemen sıch als undurchführbar bürger, die fähig sind, ıhre Unabhängigkeıit gegenüber
erwıes, können WIr 1er auf iıne geschlossene Darstellung ihrer Zeıtung wahren und ohne Passıvıtät, aber auch
in SILreNS logischer un: zeitlicher Folge verzıchten und uns ohne Vorurteil anzuhören, W as Radıo un Fernsehen be-

richten.auf die Hervorhebung ein1ıger wesentlicher Punkte be-
schränken, die der Thematık der Woche ıhr Gesicht yaben. Derselbe Geist des Dialogs WwW1e€e die Informationsmittel

muUsse den Betrieb kennzeıchnen. „Dieser cselbe Dialog 1St
Demokratie als dialogische ; Gesellschaft notwendig 1m Innern des Wirtschaftsunternehmens, denn

ine verbindliche Definition dessen, W as Demokratie ter- dieses bleibt 1nNne Personengemeinschaft. Man ann der
minologısch bedeutet, wurde nıcht gvegeben. Die Entschlie- Unternehmensleitung gew1ß nıcht den überwiegenden Teil
ungen wiederholen die 1m Verlaut der Woche mehrmals der Verantwortung, der ıhr be1 Entscheidungen VO  3

größerer Bedeutung, VO  e} denen die Exıistenz des Unter-formulierte Umschreibung, Demokratie se1 wenıger „ein
politisches Regime oder System“”, sondern vielmehr eın nehmens selbst abhängt, notwendigerweıse zukommt, ab-
bestimmtes Verhalten, eın „Geisteszustand“, der die Be- sprechen. ber euchtet e1n, daß der verantwortliche
ziehungen zwıschen Person un Gesellschaft un: die struk- het diese wesentlichen Entscheidungen 11U5 treften annn
turelle Verfassung der Gesellschaft selbst kennzeichne. ın Funktion des Gemeinwohls un: deshalb 1n dem Be-

mühen, den KRat seiner Mitarbeiter einzuholen.“ DennDieser Ausgangsbasıs entsprechend herrschten die SOZ10-
logischen, sozi1alpsychologischen un: ethischen Aspekte Unternehmer un Arbeiter sejen keine unverbesserlichen
gygegenüber den 1m SITENSCNH Sınne polıtischen VOT., Diese AÄAntagonıisten, sondern Mitarbeiter einem zemeınsamen
Ausrichtung des Themas wurde VO  3 eiınem Teil des Publi- Werk Der Dialog, „der ımmer wünschenswert und
kums, das sıch miıt solcher Fragestellung nıcht unmittelbar manchmal notwendig ISt aber eıiınen Unterneh-
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mensleiter voraus, der gewillt sei, ASICH intormiıeren un Gesichtspunkten. Sıe se1 heute gegebefi ciurch ıne politische
aufklären lassen un mıiıt Interesse einen  nützlichen un gesellschaftliche Krise, die durch das Auseinanderklaf-
Vorschlag anzuhören“. Das VO  3 seıten der Arbeiter- ten zwischen gesellschaftlicher Entwicklung (Vergesell-
chaft den Wıillen VOTAaUsS, miıttels iıhrer gewählten Vertre- schaftung) un: den bestehenden politischen Institutionen
Lung einer ruchtbaren Zusammenarbeit beizutragen. gekennzeıichnet sel. Di1iese haben nach arrere den An-
Denselben Dialog ordert das päpstliche Schreiben inner- schlu{fßß die gesellschaftliche Entwicklung verloren. Man
halb un 7zwischen den verschiedenen, sıch tortwährend se1 sich dieser Krise durchaus bewußt, die Diskussion dar-
vervielfachenden Interessengruppen un: 7zwıschen diesen über beschränke sıch aber durchwegs auf die Kritik at-
und der staatlichen Gewalt. Von den Interessengruppen lıcher Institutionen und Organe, der mangelnden eg1e-
wiırd verlangt, da{ß ıhre orge wenıger die Festigung rungsstabilıtät, der Mängel des Präsidialsystems oder des
iıhrer Machtstellung als vielmehr „der Dienst den Parlamentarısmus und erstrecke sıch nıcht auf die eigent-
wirklichen Interessen ıhrer Mitglieder 1m Rahmen des liıchen Wurzeln der Kriıse, die keine eın staatliche, SON-

Gemeinwohls“ sel1, „Das OFraus, dafß die Mitglieder dern 1nNne gesellschaftliche sel. 5° das wirkliche Objekt
eıner Gewerkschaft, einer Genossenschaft oder irgendeıiner der Diskussion 1STt nıcht die Verantwortung des Staats-
soz1alen oder politischen Gruppe nıcht 190088 die Er- bürgers, nıcht dessen aktıve Teilnahme, nıcht die Erneue-
reichung unmıiıttelbarer Vorteile kämpfen, sondern für Iuns des (gesellschaftlichen) Regımes, die ine sıch W a1ll-

delnde Gesellschaft ordert. Es 1St ;el eintacher das Pro-une gemeınsame Festlegung des Verhaltens iıhres Verban-
des un: für ine mögliche Einflußnahme auf dessen Ent- blem der staatlıchen Institutionen, der gesetzgebenden
scheidungen sorgen. “ Werde diese Forderung VOi seıten und austührenden Gewalt. Man befafßt sich 1n Wıirklichkeit
der Verbände und der einzelnen erfüllt, se1 dıie „WIrt- wenıger mi1t der Demokratie als MIt dem Staat  « arrere
schaftliche un: soz1ıale Demokratie“ keine leere Formel,; 111 MIt dieser Feststellung keineswegs die Bedeutung der
sondern „inhaltsreiche Wirklichkeit“. Zum Dialog Z7W1- staatlıchen Institutionen un ıhrer Autorität verringern,

sondern damıt autf die „unaufhörlichen Veränderungenschen den zwischengesellschaftlichen Gebilden und dem
Staat heißt Cn ”  IC wichtigeren Entscheidungen, handele hinweisen, die 1ın einem schnelleren Rhythmus sıch in den

sıch Nu  — natiıonale Wiırtschaftsplanung, die Bo- Tiefenstrukturen der Gesellschaft vollziehen Es gelte,
diese Veränderungen „umzusetzen aut den Staatsapparat,denbewirtschaftung, das Gleichgewicht zwıischen den

verschiedenen Wıirtschaftsbereichen oder die Lenkung auf die Verwaltung un!: auf die aktıve Teilnahme des
der wirtschaftlichen Expansıon, gehören in den Zuständig- Bürgers und der Gruppen politischen Leben der Na-
keitsbereich der öffentlichen Autorität, denn hiıer handelt ON  «“ Als eın typısches Kennzeichen tehlender Anpassung

sıch das Gemeinwohl. Aber die zwischengesellschaft- der politischen die gesellschaftliche Wıiırklichkeit be-
liıchen Gebilde, die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen zeichnete die Ohnmacht des Staates gegenüber dem

Druck der Interessengruppen. Anstatt diese durch ine eınGruppen, mussen notwendigerweise konsultiert, gehört
und aufgerufen werden, jene Intormatıonen beizusteuern, außere Autorität in Schach halten, musse in  3 „die
auf die sich ıne sachgerechte Entscheidung stutzen anl Wirklichkeit, die S1e deformieren“, auf „gesetzlichem
Auf diese Weise werden S1e sıch angelegen se1n lassen, Wege 1n den rıft bekommen“ (exprimer legalement) und

iıhre acht der Staatsgewalt ENTSCSCENZUSECTZCN, eine übersteigerte Gleichmacherei (egalısation) ZUgUuNSteN
diese durch Zusammenarbeit MIt ıhr festigen.“ einer wirklichen Teilnahme der Bürger am Ööffentlichen

Leben unterbinden. Als bezeichnend für den spezifischVergesellschaftung und Demokratie tranzösıschen Aspekt des Problems MmMas ohl die est-
Alaıin Barrere versuchte bereits durch dıie Wahl des The- stellung Barreres gelten: 1€ Aufhebung ungleicher —-

1145 se1nes Einführungsreferates „Vergesellschaftung und zialer Bedingungen macht WAar Fortschritte, aber das
Demokratie“ den Zusammenhang NLTt der Sozialen S5System der Soz1ial- un Familienleistungen gerat 1n die
Woche VO  en Grenoble, deren Ausführungen ZUu Phäno- Zwangsarme des Staates und unterwirft den Staatsbürger
1NEeN der Vergesellschaftung nahezu wörtlich in die dem fskalen un: parafıskalen Zwang, ohne da{fß sich die-
Enzyklika Mateyr et magıstra Eıngang gefunden haben SCT dagegen ZUr Wehr setzen kann.“
(vgl dt Ausgabe 59—67), herzustellen. Standen aber Eıner oftenen Kritik arrere die meısten der
damals gleichsam in Abwehr eines alschen Soziologismus spateren Reterenten folgten ıhm darın die gegenwar-
die grundsätzlıchen (sozialontologischen) Aspekte der tiıgen Formen politischer Repräsentation des Volkswillens
Vergesellschaftung oder „Gesellschaftswerdung“ (socialı- 1in Gesetzgebung und Exekutive. 1€ Wahl VO  - Volks-
satıon) als eiınes ergänzenden und zugleich ermöglichenden vertretungenN, denen iıne VdSC Gesetzgebungs- un Ent-
Prozesses der Personwerdung (personnalısatıon), verstan- scheidungsgewalt übertragen Wirde. genuge beim AAl
den als Irosmisches Phänomen der Menschheitsentwick- wärtigen Stand gesellschaftlicher Entwicklung nıcht mehr.
lung, im Vordergrund, eing diesmal in EKSTEFr Linıe Das Repräsentativsystem, Ww1e sich seit der Französı-

die Analyse des Vergesellschaftungsprozesses als eınes schen Revolution entwickelt habe, sSe1 War nıcht in siıch
gesellschaftlichen Strukturphänomens. Miıt diesem Prozefß hinfallig geworden, aber „die Unangepaßtheıit der das
steht die „fortschreitende Demokratisierung des Ööftent- Repräsentativsystem tragenden Parteı:en“ zeıge sıch o#
lıchen un: privaten Lebens“ nach arrere iın ursächlichem miıt Deutlichkeit. Es gelte ; A.9 mittels eıiner
Zusammenhang, csotern diese ein konvergierendes Flement grundlegenden Retorm des Parteiwesens au den epra-
zwiıschen Gesellschafts- und Personenentfaltung darstellt. sentatıonsorganen wirkliche Organe politischer Beteiligung
Vergesellschaftung un Demokratisierung bilden gCc- des Bürgers schaften.
sehen W E1 gleichzeit1ge, „nıemals abgeschlossene un:

Wırtschaftliche Macht und politische Entscheidungennıemals endgültig verwirklichende ewegungen, die
durch Veränderungen auf politıischem, soz1alem un WI1rt- Die AÄusweıtung und yleichzeitige Verdichtung wirtschaft-
schaftlichem Gebiet ımmer LCU in Frage gestellt werden“. licher Aktivıtät und der Vervielfältigung soz1aler Bedürtf-
Dıiese Infragestellung geschehe jeweıils verschiedenen nısse hat eiıner Ausweıtung der wirtschaftlichen Tätıg-
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treten“. Anstatt auf der aktiven Teilnahme der Personeneıt des Staates geführt. Zahlreiche Maßnahmen der Re-
yjerungen sind deswegen ihrer Natur nach wirtschaftliche un Gruppen öffentlichen Leben aufzubauen, nımmt
Maßnahmen. Umgekehrt können be1 der heutigen Ver- sS1e Zuflucht Scheinlösungen, die eine _ schwere Geftahr

tür das Gemeinwohl darstellen. ‚Wwe1 solcher Scheinlösun-dichtung des Wirtschaftslebens ZEW1SSE wirtschaftliche Ent-
scheidungen NUur „auf der Ebene der Natıon“, VO SCn sind nach arrere der politische Totalitarismus un:
Staat, getroffen werden. Wirtschaftliche Entscheidungen die sogenannte Demokratie der Zustimmung (democratıe
der Regierungen arrere ın in diesem Zusammen- d’adhesion). Beiden erteilt eine radikale Absage. Der
hang bevölkerungspolitische Maßnahmen, Erneuerung der Totalıtarısmus, verstanden als Gegenbewegung die
Infrastrukturen, Bodenbewirtschaftung, regioönale und — Ohnmacht des Staates gegenüber dem organısıerten Inter-

CSC, zielt aut die „Integration des Bürgers 1m staatlıchentionale Wirtschaftsplanung und die Errichtung „plurına-
tionaler Wirtschaftsgemeinschaften“ siınd aber politische Apparat  “ häufig M1 Hılfe von Einheitsparteien oder
Entscheidungen. S1e befinden nıcht über die WwIrt- Pseudogewerkschaften. „Dıie Verantwortlichkeit des e1in-

zelnen wird eingeschränkt aut die Hinnahme der hmschaftliche Zukunft der Natıon, sondern bestimmen auch
den „Zivilısationstypus”, AaAl dem sıch die atıon Oorıen- vorgelegten Entscheidungen.“ Seine Integration bedeutet
tiert. Trotzdem sind wirtschaftlıche und politısche Ent- 1n Wirklichkeit „Absorption durch den Staat, die Parte1i

oder die hr untergeordneten Organe”. Die „Demokratıescheidungen aut Grund ıhrer verschiedenen Zielsetzungen
und Inhalte nıemals eintach dentisch Deshalb kann die der Zustimmung“ bezeichnet Barrere als einen politischen
Aufgabe einer Volksvertretung nıemals aut die Erstellung Rückschritt. S1e yersuche WAar das traditionelle 5System
oder Verabschiedung eines Wirtschaftsprogramms, ” all- politischer Repräsentation überschreıiten und lehne die

gemeın und umfassend 1n solches auch gedacht se1n “  mag“, „totalıtäre Integration der Person“ ab, S$1e belasse dem
beschränkt werden.: Ebensowen1g kann 111Aall nach arrere Bürger auch „die Autonomıie se1nes Engagements“, aber

S1e beschränke siıch aut die Werbung generelle Zdie „politische Sendung“ eınes Volkes auf die. Schaftung
bestmöglicher Produktionsverhältnisse reduzıeren. Dıie stiımmung ZUuUr polıtıschen Orıientierung der Regierung
Ausübung wirtschaftliıcher Macht durch den modernen S1e die Stelle des Repräsentativsystems ine Art

„direkte Demokratie“. Dıie Natur der vorgelegten ragenStaat se1 Warlr gesellschaftspolitisch legitimıert, aber die
Tätigkeit der politischen UOrgane könne sıch nıcht darautf un! die Art und Weıse, w 1e S1Ee gestellt werden, können
beschränken. Wirtschaftsplanung, Rationalisierung, Equı1- schr die Antwort bedingen, „dafß einer Zustimmungsver-

weıgerung NUur symbolischer er zukommt“.penarbeıt se]en notwendige Bestandteile des heutigen
Wirtschaftslebens und berührten auch die politischen Or= Demokratiıe der aktıven Teilnahme
SaNC. ber 7zwıschen politischen Organen und den Fach-

Gegenüber den ZENANNTLEN Fehlformen demokratischerleuten musse 1ıne Trennungslinie SCZOSCH werden, wolle
man sıch nıcht der Herrschaft der Fachleute (technocratıie) Entwicklung bietet sıch nach arrere die „Demokratıe der

AusSsetizen Dıie technokratische Gefahr lıegt aber nach der aktiven Teilnahme“ (democratıe de particıpatıon) als
sachgerechte Lösung für die gegenwärtige Krise gesell-Auffassung von Barrere mehr Sim gegenwärtigen Versa-
schaftlicher Instiıtutionen und zugleich als Kriterium für

MS der Politik als ın der Herrschaft der Fachleute“ celbst.
Angesichts dieser Entwicklungslage, die sıch 7wischen der die Verwirklichung einer persongerechten Gesellschaft 1mM

Zeichen zunehmender gesellschaftlicher VerflechtungOhnmacht politischer UOrgane un: der technokratischen
Getahr bewegt, bilden „die VO  3 der raschen Entwicklung Der Begrift der Teilnahme (particıpation), der ob seiner
uUuNseTer Gesellschaft hervorgerufenen pannungen zwischen Vieldeutigkeit 1 Deutschen nıcht adäquat wiedergegeben
Klassen un Generationen“ eın verschärfendes Element. werden kann, bildete somıt den eigentlichen Schlüssel-
Diese pannungen beruhen 1n ıhrem Kern auf eıiner Nnfier- begrift der Arbeıten der Soz1ialen Woche VO  ea Caen. Er
schiedlichen Bewertung der vgegenwärtiıgen Entwicklung wurde in den einzelnen Reteraten ımmer wieder un

un machen siıch deshalb innerhalb der verschiedensten den verschiedensten Aspekten erortert un: führte auch
Schichten und Gruppen, bei den gesellschaftlıchen Füh- angeregten Diskussionen 1n den Arbeitskreisen. Aktıve

rungskräiften, innerhal der Verbände, der Gewerkschat- Teilnahme des Buüurgers in allen Bereichen un aut allen
Ebenen des politischen Lebens alleın gyarantıert die Ver-

ten und der politischen Parteıen, emerkbar. Das führt
wirklichung echter demokratischer Lebenstormen. urchach arrere aber zugleich einer Annäherung 7zwıschen

den gleichen Alters- und Gesinnungsgruppen innerhal das Phänomen der Vergesellschaftung wird die aktıve Be-

der Parteıen, Gewerkschaften und Berufsverbände. Aut teiligung des Bürgers iındırekt dadurch erleichtert, da{fß
durch die Vervielfältigung der zwischengesellschaftlichendiese Weiıse sıch „ein Iypus e1nes soz1ı1alen und

politischen Pluralismus“ durch Die öffentliche Gewalt Gebilde „ MEUC Strukturen der Teilnahme“ geschaften WeI-

verkenne nıcht die damıt gegebenen Möglichkeiten tür den, innerhalb welcher sıch für diese „spezielle Ompe-
tenzen“ ergeben, auf Grund deren S1e in der Lage sind,ine politische Neuordnung, muUusse sıch aber erTst her-

ausstellen, ob S1Ee sich 1ın den Dienst dieser Möglichkeiten ‚spezielle Machtfunktionen auszuüben“. Dıie z_wischen—
stellen oder ob S1E sıch ihrer NUr Z Verfolgung ıhrer gesellschaftlichen Gebilde werden eiınem der wichtig-

Träger und Vermittler politischer Teilnahme VOINeigenen Zwecke bedienen wolle
Personen und Gruppen Auft der Kontformität iıhrer (Or-

Absage uNnNe „Demokratie der Zustimmung“” gyanısatıon, ıhrer „demokratischen Vertassung“ und ıhrem
Während der Demokratisierungsprozeiß tortschreıitet, der richtigen Verhältnis den einzelnen Mitgliedern und
Kampf zwıschen den sozialen Klassen Al Schärte verliert den verschiedenen Trägern öffentlicher Gewalt beruht
und der alte „paternalıistische Geıist“ sich „schüchtern“ nach der Darstellung der Sozialen Woche VOINl Caen
einer die Gleichheit der Würde un Rechte aller anerken- einem guten Teil die Funktionsfähigkeit eınes emokra-
nenden Zusammenarbeit öftnet, hat die „tradıitionelle tischen 5Systems Saın den institutionell wverankerten gesell-
Demokratie“, AaANSTAtl siıch den gesellschaftlichen Struktur- schaftlichen Zwischengebilden findet die aktıve Teıil-

nahme des Bürgers hre hinreichende Wirkungsmöglich-veränderungen anZzZUuPpaSscC, „die Flucht nach COM-G an
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ber die politischen Zielsetzungen;‘ könne begégnet Wel“-keıit, auf C der Verbindungen, die zwischen den
zwischengesellschaftlichen Strukturen und den Staatsorga- den, wWEenn INa  3 dem Staat „den rechten Platz, der ihm 1n
11Ce1 bestehen.“ Um ihre Brauchbarkeit als Instrumente der 7zweıten Häilfte des 20 Jahrhunderts aut halbem

VWege 7zwıschen den Regionen und Europa ZUSteHt” e1in-politischer Teilnahme des einzelnen und der Gruppen
raume.stärken, bedarf nach arrere einer klaren Abgrenzung

der Kompetenzen zwıschen ıhnen un der öffentlichen Opposıtion ım Diıenste aktıver Teilnahme
Autorität. Drei „Regeln“ mussen dabeji eingehalten WOCI- Den 7zweıten wichtigen Schlüsselbegrift der Arbeiten VO  .

den die Autonomıie der gyesellschaftlichen Zwischengebilde, (Caen ildete der Begriff der „Contestation“”, der wie der
die spezifischen Kompetenzen der einzelnen Gruppen und Begriff der „Dartıcıpation” beiläufig 1NSs Deutsche
Verbände 1m Rahmen des Gemeinwohls und die Unter- übertragbar ISt. Gemeint War damıt jede Form legaler
ordnung ihrer Interessen unter die oberste Entscheidungs- Opposiıtion aktıver oder passıver Art, WwW1ıEe S1Ce 1n einer
gewalt der politischen Autorität. Das Schlüsselprinzıp, das demokratischen Gesellschaft 1 Parlament, innerhalb der
hre Autonomıie sıchert, ıhre spezifische Zuständigkeit gesellschaftlichen Zwischengebilde oder innerhalb der —

gelt und zugleich die Unterordnung inter die politische gionalen Körperschaften 1n Erscheinung trıtt. Wenn SiIiE
Führung der Natıon garantiert, 1St das Subsidiaritätsprin- innerhalb des demokratischen Spiels der Kräfte als egen-

stück aktıven Teilnahme verstanden wurde, wurdeZ1p „Dieses Prinzıp 1St VOIN absolut erstrangıger Bedeu-
für den organiıschen Autbau einer demokratischen doch zugleıich ıhre Funktion 11 Dienste eıner aktıven el

Gesellschaft, denn garantıert die treie Inıtiatiıve, die nahme VO  z Personen und Gruppen AIn politischen Leben
betont. Da in einer demokratischen Gesellschaft der Op-Geltung der (spezıfıschen) Kompetenz und der (politischen)

Teilnahme des Bürgers.“ Aut Grund des Subsidiarıtäts- position ine notwendige Funktion in der Verwirklichung
prinzıps „siınd die Gewalt- und Kompetenztrager inner- des Gemeinwohls zukomme, stelle sS1e selbst ıne gültige
halb der gesellschaftlichen Strukturen auf ıhr Objekt be- Form negatıver, jedoch Ikonstruktiver "Teilnahme dar
schränkt und 1n ıhrer Tätıgkeıit der Gewalt und der Das gelte auf allen Ebenen des politischen und sozialen
Zuständigkeit der politischen Institutionen WOI- Lebens. Wenn INa die Behandlung dieses Themas einem
ten  “ Vertreter der Gewerkschaften übertrug, wollte mMan

Die 7zunehmende Bedeutung der gesellschaftlichen wr 1- jedoch damıt ofenbar den Akzent aut den soz1alen De-
schengebilde für die Gestaltung des öffentlichen Lebens reich Setzen Jeanson, der Vizepräsident der Christlichen
zwıngt nach. der Darstellung VOIN Barrere un: der meılsten Gewerkschaften Frankreichs, der das Reftferat über „ak
Referenten der Sozialen Woche SC}  —$ Caen die Parteien tıve eilnahme un Opposıtion“ übernommen hatte,
dazu,; ıhre Stellung NEeUuU überdenken un: ıhre Tätigkeit zeıgte Beispiel der Jüngsten Sozialkämpfe 1ın Frank-
als Arager politischer Teilnahme des Burgers den reich, wıe passıve und aktıve Opposıtion einer zÜülti-
Gegebenheıiten anzupasSsSCH. Eıne gültige Antwort aut SCH orm verantwortlicher Teilnahme beı der Verwirk-
dieses keineswegs sekundiäre Problem Ikonnte aber offen- lıchung des Gemeinwohls werden a Den Jüngsten
bar nıcht gegeben werden. Dazu hätte cohl einer e1gE- Bergarbeiterstreik bezeichnete als zutes Beispiel für
CM systematischen Darstellung bedurft. So wurde ıne Opposıtion AI Funktion“ aktıver Teilnahme. Wenn
A nıcht müde, auf die "Ohnmacht“ un: die Unzu- der Sozialkampf 1n der Wahl der Mittel un: iın seinen
länglichkeıt der Parteıen als UOrgane politischer Beteili- Zielsetzungen diesen legıtiımen Rahmen SprenNgC, des-
gung des Burgers hinzuweısen, aber INa  a konnte oftenbar N, weıl INa  — noch weıt davon entternt sel, „sıch 117
den eigentlichen Wirkungsbereich der politischen Parteıen den (sozialen) Frieden entschieden haben“ Es gebe
1ın der Gegenwart nıcht pOS1LtLV bestimmen. WAar eınen echten Dialog 7wischen den Sozialpartnern,

aber dieser bleibe zweıdeutig; solange eın Partner dieAhnlich verhielt sıch mM1t der rage der bisherigen
Praxıs der Gewaltenteilung. Übereinstimmung herrschte Erhaltung bestimmter Gesellschaftsstrukturen kämpfe,
darüber, da{fß die traditionelle Lehre VO  e der Gewalten- während der andere energisch tür deren Reform eintrete.

In manchen Formulierungen wurden die gegenwärtigteilung durch die gegenwärtıge Entwicklung überholt sel1.
Nur die Unabhängigkeıt der Gerichte musse entschieden herrschenden sozialen Spannungen unmittelbar prasent:
gewahrt bleiben, 7zwiıischen Legislatıve und Exekutiıve „ Trotz aller Entwicklungen“, stellte Jeanson fest,
ließe sıch aber eın klarer Trennungsstrich zıehen. Die „stehen WIr och in einem Spannungsfeld des Klassen-
klassische TIrennung V  — Legislatıve und Exekutive 1Ni- kampfes, um mehr, als der gegenwärtige Vergesell-
spreche nıcht mehr der Wirklichkeıit moderner Industrie- schaftungsprozeiß VO  - den herrschenden Kräften der kapı-

talistischen Gesellschaft eingeleıtet wurde; die die SWUECHgesellschaften. S1ie musse eshalb durch andere Formen

politischen Gleichgewichts, durch das Spiel und Gegenspiel Chancen für die Festigung ihrer Posıtionen nutzt.“ Er
VO  $ Regierung und Opposıition abgelöst werden. icht forderte die Anerkennung der Stellung der Gewerkschaft-
das Parlament als solches, erklärte J- Quermonne 1n ten „neben der politischen Autorität und der acht der
seiınem Retferat über die Funktion demokratischer Uppo- Unternehmer .5 un Warlr 1M Betrieb selbst, S1C BCc-
S1t10N, se1 heute tür die Kontrolle der Regierung maß- rade meısten bekämpft wird“. In bezug auf die legalen

Mittel soz1aler „Contestation“ erklärte Jeanson 1n deut-gebend, sondern die Opposition. Diese könne aber wirk-
werden „durch ine politische Parteı oder durch de- licher Anspielung aut die gerade damals laufende Parla-

mokratisch gewählte Körperschaften aut okaler oder — mentsdebatte über ZEW1SSE Einschränkungen des Streik-
rechts: „Dıie Gewerkschaftler werden nıemals ZEeW1SSEgionaler Ebene“. Voraussetzung datür se1 eine radikale

Dezentralisierung der acht un die Funktionsfähigkeit Kampfmittel der Vergangenheıt, denen S1E ıhre Freiheit
demokratischer Institutionen und Lebenstormen auf 10- verdanken, um alten Eısen werfen.“
kaler. und regionaler Ebene, die durch 1ine Mobili-

Autorıtäat ım Dienste der Freihei:t
sıerung aller „lebendigen Kräfte“ der atıon garantıert
werden könne. Der möglichen Geftfahr des „Korporatıis- Der Frage, welche Rolle innerhalb eıner Phänomen
mMus und der „Vorherrschaft der technologischen Mittel 7zunehmender Vergesellschaftung gekennzeichneten demo-
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kratischen Gesellschaft der Autorität zukommt, ging verstehen, e die wahre Idee der Demokratie habe
Heckel SJ ın seinem Referat über „Demokratie und 1n den christlichen Dogmen VO der TIrınıtät un: der

Autorität“ nach Seıin wesentlich den beiden Jüngsten Menschwerdung iıhr etztes Fundament. Zu bedauern
Enzykliken Mater et magıstra un: Pacem ın FeYY1LS Orıen- aber se1 CIn unglaubliches Auseinanderklaffen (divorce)

zwıschen dem Glaubensleben der Christen un: den SOZ12-tiertes Referat gipfelte 1ın der Feststellung, die öftentliche
Autorität un MIt ıhr ede Form NC  > Autorıität werde len Folgerungen u den zentralen cQhristlichen Dogmen“.
durch das Phänomen der Vergesellschaftung keineswegs

Für ıne demokratische Wirtschafl1n rage gestellt, dieses führe vielmehr einem tieferen
Verständnis des Wesens und der Reichweite eıner jeden In dem Schreiben des Kardinalstaatssekretärs wurde
Autorität. Die Autorität umtasse das gESAMTE Leben einer der Demokratisierung der Wirtschaft breiter Raum e1nN-
politischen Gemeinschaft, deshalb stünden alle Bereiche geraumt. Der Arbeitskreis über „Demokratie und
des gesellschaftlichen Lebens ın eiınem bestimmten Bezug Arbeitswelt“ hatte sich MIt gleichen Problemen befaßt.

ıhr Wenn die Kırche das teststelle, reduziere s1e da- Einzelaspekte dieses breiten und schwierigen Themas
MIt aber keineswegs das politische Leben auf eın bloßes auch bereits 1ın den verschiedenen politischen efe-
Beziehungsverhältnis VO  - Autorität un: Gehorsam. In siıchtbar geworden. D)as letzte Reterat der Woche
dem die Kıirche jede Autorität von. Gott herleite, erhalte WAar ausschliefßlich diesem IThema gew1ıdmet. Boussonnat,diese WAar ein absolut sıcheres Fundament, werde 1aber Leıiter der Wirtschaftsredaktion VO  a Aa CrO1xX , konzen-
zugleich ın ıhrem Charakter relatıviert un!: 1n iıhrer trierte seine Aussagen auf folgende Punkte: a) Demo-
Ausübung die VO  3 Gott Ordnung gebunden. kratie 1St ıne Organisationsform VO  - Macht Überall,;Autoritäre Systeme un: Personenkult vertrugen sıch des- Macht exıistiert, mMUu: deshalb auch ıne Möglıichkeit derhalb nıcht miıt der Ausübung rechtmäßiger politischer Demokratisierung der acht geben. Eıne ZEW1SSEAutorität, Ww1e die Kırche S1e verstehe. Oberste Norm für Demokratisierung der Wirtschaft annn verwirklicht WeTlr-jede Autorität bleibe die Erfüllung iıhrer Funktion 1mM den durch bestimmte soz1ale Zielsetzungen un durch ıneDiıenste des Gemeimwohls. Da die Verwirklichung des bestimmte Organısatıon der Produktionsverhältnisse.Gemeinwohls die Achtung der Würde un: Freiheit der C) wWwe1 Gesichtspunkten musse die Wırtschaft dabei ech-Person vVvOoraussetZe, musse das VWesen der AÄutorität selbst

NUu1Ns Lragen: der wirtschaftlichen Expansıon un: derJan Funktion“ der Freiheit gesehen werden. Da die Au- soz1ialen Gerechtigkeit. Beide mussen 1in NS! Beziehungorıtät immer LLUL 1mM Dienste trejer Personen ausgeübt zueinander vyesehen werden. Beide können LUr gemeınsamwerden könne, se1 s1e überdies auf die freije Teilnahme verwirklicht werden. Anstatt ine Demokratisierungun: Miıtarbeit der Personen un Gruppen angewıesen. der Wıirtschaft durch völlıge Gleichschaltung der Eın-
kommen herbeitühren wollen, galt CS wirtschaftlicheDemokratische Gesellschaft und Christentum

Zum Verhältnis Christentum und Demokratie finden sich Strukturveränderungen herbeizuführen, die möglichst
bereits ın dem eingangs zıtierten Schreiben des Kardınal- allen yleiche Chancen einräumen. Dıie Ergebnisse einer

demokratischen Wirtschaft kannn INa  - weder ihremstaatssekretärs erläuternde Hınvweise. Das Schreiben be-
Expansiönsrhythmus noch rad der Nivellierung derstätıgt die traditionelle Lehre der „Indifferenz“ der

Kırche vegenüber jeder Regierungsform, fügt aber e1In- Einkommen Imessen e) LDie Demokratisierung des Wırt-
schränkend hinzu, „sotfern S1e nıcht totalıtär ISt Wenn schaftsvollzugs hat ıne Zew1SsSse Dezentralisierung der

wirtschaftlichen Macht un ihrer Schaltstellen Z Voraus-dieses Thema trotzdem 1in einem eigenen Referat behan-
delt wurde, S weil zewıssen historischen Belastungen SCETZUNG, S1e erfolgt aber nıcht 1PSO facto durch die Ver-

„daunterliegt. ]- Calvez 5 ] versuchte 1ın nüchterner histo- anderung der Eigentumsverhältnisse, Eıgentum
keineswegs MI1t wirtschaftlicher Macht iıdentisch S6r Imrischer Darstellung diese Belastungen erklären un die

damit verbundenen Zweitfel des Publikums eheben. Betrieb mussen für iıne eftektive Demokratisierung „die
An der Tatsache, da{f( die Kırche dem Demokratisierungs- Modalıitäten der Kontfrontierung der Zentralstelle, die die

Entscheidungen fällt, und der Masse der Ausführendenprozefß L1LUTE zögernd zugestimmt hat, 1St nach Calvez eın
doppeltes MifSverständnıis schuld Das Verlangen nach bestimmt werden“. Das VOraus, da{fß den Gewerk-
demokratischer Freiheit WAar 1n seiınem modernen Ur= schaften 1m Betrieb selbst 1ne „legale Exıstenz“ ZUSC-

sprochen wird. Solange innerhal des Betriebes selbstSPIuNg bestimmte revolutionäre Bewegungen yebun-
den, die auch die berechtigte und notwendige Ööfftentliche keine authentische Demokratie gebe, würde die Idee der

Demokratie „be1 der Masse der Arbeıter eın EchoAutorität leugneten. Anderseıts hatte In  3 Demokratie
Ainden“MIt einer bestimmten Staats- oder Regierungsform identi-

Prımal der Politikfiziert. Inzwischen 1ber hat der Begrift der Demokratie
„als 1ne Möglichkeit personaler Entfaltung durch aktive Die Soziale Woche VO  - Caen wurde mi1t einer „tech-

nıschen“ Das SchlußreferatTeilnahme innerhal eıner VO  3 zunehmender gesellschaft- Neuerung abgeschlossen.
licher Verflechtung gekennzeichneten Gesellschaft einen wurde durch eın Podiumsgespräch 7zwıschen Barrere,
viel reicheren Inhalt erhalten. Auf Grund dieses erweıter- Delors, Mitglied der Kommuissıon für den vierten Wirt-
ten Verständnisses VO  3 Demokratie ergibt sıch nach Cal- schaftsplan, und Merle, Direktor des Instituts für
Vez ine CNSC Beziehung zwiıischen Christentum un: De- polıtısche Wissenschaften Al der Unıhvyversität Bordeaux,
mokratie. Wenn Demokratie jedes System bezeichne, „das EersSetrzt Drei Punkte, die 1n einem Zewı1ssen Sınne das
1n der Praxıs die Achtung der Rechte des Bürgers un die inhaltliche Ergebnis des Gesprächs darstellen, sejen beson-
Kontrolle der Gewalrt sıchert“, billige s1e die Kırche ders erwähnt. Es wurde ine klare Absage ZeEW1SSE
ohne Vorbehalte. Hınweise 1n den etzten Sozialenzykli- neoliberale Forderungen 1mM Bereich der Wiırtschaft erteilt.
ken, iınsbesondere 1n Pacem 1ın terrıS, die eın posıtıveres Der Markt sSe1 weder der einz1ıge wichtige Sektor“ der
Verhältnis der demokratischen Lebenstorm zeigten, Wirtschaft noch deren eINZ1IgES Ordnungsinstrument. Der
se]en keineswegs als ıne „Konzession den Zeıitgeist“ freie Markt (logique du marche) musse durch ine natiıo-
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nale Wirtschaftsplanung (logique du plan> ergänzt Wefr- Angesichts der zahlreichen Teilnehmer Aaus$s Afrika ZUuU

den Nur könne die wirtschaftliche Expansıon den größten eıl in Frankreich studierende Afrıkaner
Forderungen des Gemeinwohls ausgerichtet werden. Dıese kommt dem Passus über die Verwirklichung der Demo-
nationale Wiırtschaftsplanung sel mı1t der Erhaltung der kratie be] den „Jungen Natıiıonen“ besondere Bedeutung
treien Marktwirtschaft durchaus vereinbaren, W CN S1e Er lautet: „Die Einpflanzung der Demokratie in den
VO einer graduellen Dezentralisierung wirtschaftlicher Entwicklungsländern stellt besonders schwier1ige Probleme.
un: politischer Macht begleitet se]l. Den Regionen komme Diese Länder mussen eın Maxımum Demokratie Vel-

dabei iıne natürlıche und zugleıch wesentliche Funktion wirklichen, das MIt iıhren gesellschaftlıchen un: wirtschaft-
Dhe Errichtung einer Art Wirtschaftsparlaments wurde lichen Gegebenheiten vereinbar Ist, und die Demokratie

iıhrer Iradıtion CN. Deshalb werden S1€e sıch einer-abgelehnt. Es gelte, den Primat der Politik über die Wırt-
schaft erhalten. Empfohlen wurde die Errichtung VO  } se1its VOTr einer Kopierung der westlichen Demokratie un:
Fachkommissionen als ausschließlichen Beratungsgremien anderseits VOL einem bloßen Verbalismus und Formalismus
der Exekutive. Verfassungspolitisch habe sıch Frank- hüten, der NUur antiıdemokratische Wiırklichkeiten, den
reıch ıne chaotische Entwicklung gewöhnen mussen. Totalitarısmus oder Autoritarısmus verschleiert. Für S1e

Merle bezeichnete Frankreich als ıne Art Verfassungs- 1St die Demokratie mehr als für alle anderen Länder -
INUSCUMN. Dıie jeweılige Verfassung bılde in Frankreich nächst Bewegung (mouvement), Forschung (recherche) un:
nıcht „die oberste Regel des polıtischen Spiels“, sondern Orıientierung.“
„das jeweılıge Ergebnis des politischen Spiels der Par-
telen“. Daraus ergebe sıch 1ne doppelte Dauergefahr, die

Das Ende der ZzweitenGetahr politischer Ermüdung un: diıe Getahr einer „direk-
fen Demokratie“ verbunden mit einer Einmannherrschaft Vereinigten Arabischen Republik
(_régime personnel). Als der gegenüber einer Demokrati-
S1ICETUNG „widerstandsfähigste Sektor“ wurde der staatliche In den etzten NeunNn OoOnaten kam 1mM Jemen, 1n Syrıen
Verwaltungsapparat bezeichnet. Die zentralistische Tradi- un: 1m Irak gewaltsamen polıtischen Veränderungen,

die ın einem Vertragswerk SA Gründung einertıon Frankreichs hatte bereits Flory, der Sohn des
langjährigen Präsidenten der Sozialen Wochen und Enkel Vereinigten Arabischen Republık ührten. Am Jul:
VO  w Blondel, in seinem Referat über lokale und reg10- hat Nasser dieses Vertragswerk offiziell gekündıgt un:
ale Demokratie scharf kritisiert und W AarLr dabei auf breite diesem WaCH Versuch einer Vereinigung arabıischer Staa-
Zustimmung gestoßen. Merle schlo{fß sıch dieser Kritik ten ein Ende gemacht. Dıieser NeUe Versuch un: das NEU:

Zerwürfnis zwischen den arabıschen Staaten haben dieA} bezeichnete aber eiınen radikalen Mentalitätswechsel,;,
der sıch keineswegs auf den Verwaltungsapparat beschrän- Gegebenheıten im arabischen Raum nıcht wesentlıch ver-
ken dürfe, als Voraussetzung für ıne strukturelle Retorm ändern können. Allein die Konstellationen haben sıch BC-
un Dezentralisierung der Verwaltung. ändert, un: ıne nNeuUeE Reihe VO  3 Revolutionen könnte 1N

den nächsten onaten die polıtıschen Verhältnisse 1
Dıiıe Entschließungen Nahen Osten Wigder verändern.

Die Entschliefßungen, die Zu Abschlufß der Woche VO  3

dem Vizepräsidenten der Soz1ialen Wochen, Folliet, Ver- Dıe amerıkaniısche Nahostpolitik
lesen wurden, fassen das Ergebnis der Vorlesungen un: Es sind eine NZ Reihe und ZU: Teil recht verschieden-
Arbeitskreise INm: Ihr Inhalt deckt sıch 1mM wesent- artıge Faktoren, die be1 den Jüngsten Entwicklungen

wirksam wurden. Von entscheidender Bedeutung WAarlıchen mıiıt dem bisher Gesagten. Es sejen hıer eshalb 1Ur

Jene Punkte erwähnt, die bisher ıcht ausgeführt werden ohl das eher stillschweigende ngagement der Verein1g-
konnten. um Thema „Einheıit und Pluralismus in der ten Staaten für Nasser. Die Konzeption der ameriıkanı-
demokratischen Gesellschaft“ heißt (ım Anschlufß schen Nahostpolitik wiırd offensichtlich VO  a der Aner-
das Reterat von Guillou OP)) 25 * S00} einer demokrati- kennung der Tatsache her bestimmt, da{fß der sOoWw Jetische
schen Gesellschaft mu{fß die Einheit vereinbar sein mMIt der Einflufß 1m Irak, ın Syrıen un in AÄgypten wenıgstens 1n
Vielheit VO  = Gruppen und geistigen Richtungen (familles absehbarer eıt nıcht ausgeschaltet werden annn un dafß
spirituelles). Toleranz 1St 1n Kennzeichen demokratischen daher die beste Politik sel, die positive Neutralıität die-
Geistes. Fınes der Merkmale, denen iInNnan iıne Demo- SCr Staaten auch dann respektieren, W C111 dies den
kratıe erkennt, 1St die Achtung der Verschiedenheiten un unmıittelbaren amerikanıschen Interessen zuwiderliuft.

Die USA haben wenı1gstens nach außen hın darauf VeI-das Bestehen eines freıen Spiels zwischen den verschiede-
LieN Gruppen, einschließlich der Minderheıten.“ Zum Pro- zıchtet, dıese Staaten tür ine prowestliche Politik
blem demokratischer Erziehung heißt (im Anschluß wınnen, un versuchen autf iıne wirkliıche Neutralisierung

hinzuwirken, die der bisherigen prosowjJetischen Neutra-das Reterat von Hahn) „Der ständige Autbau der
demokratischen Gesellschaft des weıteren OFraus iıne lıtät vorzuziehen ware.

Voraussetzung dieser Politik iSt die Stabilisierung derständige Erziehung der Bürger in der Famiuılıie, in der
Schule, innerhal der schulischen und nachschulischen Or- politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse 1im Nahen
ganısatıonen, innerhal der sozıalen und bürgerlichen Osten. ine Veränderung des StAatus QqUO, die nıcht einer
Vereinigungen . Eıner Erziehung, die mehr noch als des solchen Stabilisierung beiträgt, kann nach dieser Aufttas-
theoretischen Unterrichts der praktischen Erftfahrung be- Sung NUur den Interessen der SowjJetunion ufzen. Dies

könnte weıt gehen, da{fß INan d nıcht mehr darandarft.“ ine „SCNAUC und loyale“ Intormatıon wiırd als
„Begınn dieser Erziehung“ bezeichnet. Deshalb wiıird für interessiert 1St, daß einer der arabıschen Staaten die 1L1EU-

die modernen Kommunikationsmittel ıne „Organısatıon trale Linıe verliäfßt und ein ENSCICS Verhältnis zZzu W e-
sten sucht, weıl dies iıne verstärkte antıwestliche eak-un: ein juristischer Status“ gyefordert, die die Getahr

staatlicher Bevormundung (etatisme) und des „Mißbrauchs t1on 1n anderen arabischen Staaten Z.UF: Folge haben
zönnte un: ıne unmittelbare sOoW Jetische Einflufß-durch private Interessen“ vermeiden.
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